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Bücher Zeitschriften
Dr. Carl Sartorius: Verfassung^- und Vcrwaltungsgesetze. Text­

ausgabe mit Anmerkungen und Sachverzeichnis. 16., neu­
bearbeitete Auflage. München und Berlin 1950. C. H. Beck’- 
sche Verlagsbuchhandlung.

Vor kurzem brachte die C. H. Beck’sche Verlagsbuchhandlung 
die „Verfassungs- und Verwaltungsgesetze“ von Dr. Carl Sar­
torius als Textausgabe in Lose-Blattform nach dem Stand vom 
1. August 1950 heraus. Diese Textsammlung gibt einen überblick 
über das Verwaltungsrecht des Bonner Separatstaates.

Die Textsammlung legt Zeugnis ab über die Entwicklung 
eines Feudalstaates zum bürgerlichen Staat, zum Faschismus 
und schließlich zur amerikanischen Kolonie. Beginnend mit dem 
Gesetz betr. die Verfassung des Deutschen Reiches, beginnend 
mit den Worten: „Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutscher 
Kaiser . . über die Weimarer Verfassjung vom 11. August 
1919 und die Deutsche Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 
führt die Gesetzessammlung bis zum Besatzungsstatut vom 
12. Mai 1949 und dem Genehmigungsschreiben der Militär­
gouverneure vom selben Tag. Die Textsammlung spiegelt je­
doch noch nicht die ganze Misere der kolonialen Abhängigkeit 
Westdeutschlands wider. Eines der Dokumente deutscher 
Rechtlosigkeit, das Ruhrstatut, fehlt ganz. Betrachtet man aber 
das Ruhrstatut, so muß man feststellen, daß es das Bonner 
Grundgesetz an Bedeutung weit überragt; denn dieses Statut 
faßt den westdeutschen Staat an seiner Lebensader — seiner 
Wirtschaft. Mit dem Ruhrsiatut wird der Willkürherrschaft der 
imperialistischen Okkupanten eine „Rechtsgrundlage“ ge­
schaffen. Ein Beispiel seiner Bedeutung erlebt Westdeutsch­
land und Westberlin gerade jetzt in seiner ganzen Härte — die 
Kohlenknappheit. Die Bevölkerung benötigt dringend Heiz­
material, denn der Winter steht vor der Tür. Nach den Be­
fehlen der profitgierigen anglo-amerikanischen Monopolisten 
jedoch, soll westdeutsche Kohle in gesteigertem Maße für 
Rüstungszwecke exportiert werden.

Die Loseblattsammlung darf sich also nicht der Vollständigkeit 
rühmen. Aber nicht nur das die tatsächlichen Verhältnisse 
Westdeutschlands widerspiegelnde Ruhrstatut fehlt, nein, auch 
das wichtigste Dokument der jüngsten deutschen Vergangen­
heit, das Potsdamer Abkommen, ist in den „Deutschen Ver­
fassung- und Verwaltungsgesetzen“ nicht enthalten. Man 
fürchtet anscheinend, daß die völkerrechtswidrigen Maß­
nahmen der westlichen Okkupationsmächte bei zusammenhän­
gender Betrachtung der seit dem Potsdamer Abkommen in 
Westdeutschland erlassenen Gesetze zu offenkundig in Erschei­
nung tritt. Man fürchtet, daß die westdeutsche Bevölkerung 
über ihre Rechte aufgeklärt wird und in Erkenntnis der kolo­
nialen Unterdrückung zum nationalen Widerstand gegen die 
anglo-amerikanischen Okkupanten übergehen könnte.

Der fortschrittlichen Entwicklung in 'der früheren Sowjetischen 
Besatzungszone, der heutigen Deutschen Demokratischen 
Republik, die in der Gesetzgebung ihren entsprechenden 
Niederschlag fand und findet, ist in der Textsammlung nicht 
der geringste Raum gewidmet. Daraus ergibt sich, und der 
Untertitel dieser Gesetzesausgabe weist selbst darauf hin. daß 
diese Loseblattsammlung für den Gebrauch in der Deutschen 
Demokratischen Republik unbrauchbar und für den Bonner 
Separatstaat aus den oben angeführten Gründen nur beschränkt 
geeignet ist ,° E. K e 11 n e r.

Neuerscheinungen
(Besprechung Vorbehalten)

Zivilprozeßordnung, Zwangsversteigerungsgesetz, Gerichtsver­
fassung, Kostengesetze, Internationales Prozeßrecht. 29., 
vermehrte und verbesserte Auflage. München und Berlin 
1950. Verlag C. H. Beck. 800 Seiten.

Wilhelm Weimar: Allgemeiner Teil des BGB, dargestellt für 
Prüfungszwecke. Balduin Pick Verlag, Köln. 86 S.

Wilhelm Weimar: Klausurhilfe für die Referendar- und Asses­
sorprüfung Band I und II, Balduin Pick Verlag, Köln. 
Band I 83 S., Band II 79 S.

Führer durch die juristische Literatur, Neuerscheinungen und 
Neuauflagen seit dem 1. Mai 1949. Herausgegeben von Paul 
Lippa Buchhandlung und Landkartenvertrieb, Berlin- 
Friedenau. 251 S.

Deutsche Finanzwirtschaft. Nr. 19/20: Ein Jahr Deutsche
Demokratische Republik; W. Schlegel, Der Bonner Haushalt — 
ein Instrument der Versklavung und wirtschaftlichen Zerrüt­
tung Westdeutschlands; K. Kellner, Planmäßige und überplan­
mäßige Selbstkostensenkung durch Entwicklung der Massen­
initiative möglich; H. H. Fischer, Wie wird der Haushaltsplan 
1951 vorbereitet; H. Jeuthe, Zur Finanzwirtschaft der volks­
eigenen Güter; Ein betrügerischer Bankrotteur macht Schule, 
oder eine Westberliner Köpenickiade; Nachlässigkeit oder Bös­
willigkeit; N. Poljanow, Rüstungs-„boom“ an den Börsen 
Westdeutschlands.

Die Versorgung. Nr. 16/50: Greta Kuckhoff, Der Handel muß 
wissenschaftlich arbeiten; Dr. Graefe, Wissenschaftliche In­
stitute und Qualitätsverbesserung; Prof. Dr. Täufel, Die Quali­
tät der Nahrung; Dr. Frank, Verbuchung und Abrechnung der 
Erfassung und des Aufkaufs landwirtschaftlicher Erzeugnisse; 
Heinz Rost, Rechtzeitige Kornkäferbekämpfung erhält unsere 
Ernte; M. Dommaschk, Einheitliche Mindestmaße für Fische 
und Krebse.

Die Arbeit. Nr. 11/50: Kurt Helbig, Die große Sozialistische 
Oktoberrevolution und der Kampf um den Frieden; Ernst Müller, 
über das Arbeitsprogramm der Gewerkschaften zur Entfaltung 
der kulturellen Massenarbeit; Friedei Malter, Die volkswirt­
schaftliche Bedeutung des Gesetzes zur gesellschaftlichen Stel­
lung der Frau; Helmut Grünewald, Zur Entwicklung des 
Neuerertums der Arbeit; Walter Brose, Über einige Fragen der 
Kaderarbeit in den Gewerkschaften; Rudolf Huth, Die neue 
Satzung — das Grundgesetz unserer Organisation; Willy Perk, 
Einige Lehren aus westdeutschen Gewerkschaftstagungen; 
Kurt Roßberg, Von der Mitbestimmung zur Mitverantwortung; 
Rudolf Kranke, Die neue Betriebsvereinbarung; Dr. Rita 
Sprengel, Der Kollektivvertrag in der Sowjetunion; H. Ein­
horn, Das neue Kündigungsrecht.

Demokratischer Aufbau. Nr. 11/50: E. Budach, Der Wille zum 
friedlichen Aufbau hat gesiegt; K. Hoppe, Eine Atmosphäre 
des Lernens muß in der Verwaltung entstehen; E. Belanow, 
Ein Sowjetbetrieb hilft der Schule; B. Wolff, Es gibt noch 
muffige Ecken in der Verwaltung; Die Macht der Sowjets 
kommt aus dem Volk; H. Gräf, Personalfragen im Gesundheits­
wesen; Die Aufgaben der Berufsschulen; G. Heinze, Die An­
wendung der Durchführungsbestimmungen zum Umsiedler­
gesetz; Aus der Sowjetunion und den Volksdemokratien.

Dokumentation der Zeit. Nr. 9/50: Verfolgungsmaßnahmen in
Westdeutschland; Vorbereitungen zum Krieg in Westdeutsch­
land (V); Deutschland zwischen Krieg und Frieden; Das „Veto“ 
des deutschen Volkes.

Die Volkspolizei. Nr. 19/50: G. Fischer, Mangelnde Wachsam­
keit und fehlende Initiative in der Verwaltungspolizei; Lust, 
Das Giftgesetz; Für den Dienst am Volke; Vorwärts und 
immer nur vorwärts; Dr. Kumm, Das Veterinärwesen der 
Volkspolizei; H. Mine, Der Scchsjahrplan in Polen; Der SMA- 
Befehl Nr. 161 und seine Auslegung.

An alle Postbezieher!

Wir weisen nochmals darauf hin, daß Bestellungen, 
Abbestellungen und Mitteilungen über Anschriften­
änderungen nur an das Zustellpostamt zu richten sind.

Ebenfalls Reklamationen beim Ausbleiben eines 
Heftes, da die Post bei rechtzeitiger Fehlmeldung 
— nach Eingang der nächsten Folge — zur kostenfreien 
Nachlieferung verpflichtet ist.

Vom Verlag können die Hefte nur gegen Berechnung 
geliefert werden.
Deutscher Zentralverlag, Berlin O 17, Michaelkirchstr. 17

Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redigierrand versehen sind.
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